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E
in paar Hundert Euro sparen,
mehr wollte der finanziell leicht
lädierte Käufer einer Eigentums-
wohnung im Ruhrgebiet ja gar
nicht. Doch während er sich

noch nichtsahnend auf den Einzug freute,
wusste die Steuerfahndung längst von sei-
nem illegalen Spartrick. In der Nachbar-
schaft lasse gerade jemand seineWohnung
„von einem jungen Mann komplett in
Schwarzarbeit umbauen“, hieß es in einem
Brief an die Beamten, kaum waren die Ta-
peten abgezogen. Name,Adresse und sogar
Autokennzeichen lieferte der Tippgeber
gleich mit, schwarz auf weiß.
„Wenn Sie noch mehr wissen
wollen, klingeln Sie einfach bei
derWohnung nebenan.“
Steuerfahnder greifen im-

mer öfter lächelnd zum Brieföff-
ner: „Die Zahl derAnzeigen aus
der Bevölkerung hat sich in den
vergangenen drei Jahren mehr
als verdoppelt“, sagt Hans-Joa-
chim Hesse, Leiter des Finanz-
amts für Steuerstrafsachen und
Steuerfahndung in Essen. Und
in diesem Jahr ganz besonders.
Derzeit gingen „bis zu 50 Anzei-
gen pro Woche“ ein, berichtet
Hesses Mitarbeiter Wolfgang
Pötz, der für deren Bearbeitung
zuständig ist. Laut einer internen
Statistik sind Privatleute inzwi-
schen die ergiebigste Quelle der
Fahnder: 35 Prozent der Infor-
mationen stammen aus der Be-
völkerung,vor drei Jahren waren
es nur 15 Prozent (siehe Grafik
Seite 150).
Bundesweite Zahlen gibt es nicht, aber

Finanzbeamte aus ganz Deutschland bestä-
tigen den Essener Trend: „Wir haben deut-
lich mehrAnzeigen als früher“, sagt Erwin
Maurervon derOberfinanzdirektion Karls-
ruhe. Der Fiskus denkt angesichts des
Booms bereits daran, es den Informanten
künftig leichter machen. „Es gibt Über-
legungen, ein Internet-Portal für solche An-
zeigen einzurichten“, berichtet Maurer.

Steuersünder im Zangengriff.Auf der
einen Seite sorgt die Regierung dafür, dass
Finanzbeamten ständig neue Quellen offen
stehen; so erhält ab Oktober jeder Deut-
sche eine lebenslängliche „Steuer-Identifi-
kationsnummer“ (siehe Kasten Seite
152). Und auf der anderen Seite sind es die
Bürger selbst, die Steuerfahnder mit wach-
sendem Eifer unterstützen.
Doch was treibt die Tippgeber? Nicht

immer ist es der innigeWunsch nach Rache
für vermeintlich erlittene Schmach. „Viele
schreiben uns, dass sie Steuerhinterziehung
nicht mehr tolerieren wollen“, berichtet

fühle sich „als ehrlicher deutscher Steuer-
zahlerverarscht“,weil ein Bekannter seinen
Sportwagen imAusland angemeldet hat, so
Kfz-Steuer spare und „damit noch prahlt“.
Sicher: Mancher verschleiert, dass ihn

der blanke Neid antreibt oder er einen Kon-
kurrenten ausbremsen will. Doch Umfra-
gen bestätigen, dass die Toleranz der Deut-
schen gegenüber Steuerhinterziehern ge-
sunken ist. So fordern inzwischen 66 Pro-
zent, strenger gegen Hinterzieher vorzuge-
hen – 2002 waren es lediglich 52 Prozent
(siehe Grafik Seite 150).
Heißt das, dass die Deutschen binnen

weniger Jahre vorbildliche Staats-
bürger geworden sind, die bereit-
willig Steuern zahlen? „Ich glau-
be nicht, dass die sinkende Tole-
ranz gegenüber Steuerhinterzie-
hern auf eine bessere Steuermo-
ral zurückzuführen ist“, sagt Die-
ter Frey, Professor für Sozialpsy-
chologie an der Ludwig-Maximi-
lians-Universität in München.
Aus seiner Sicht entschei-

dend: Nahezu jeder dritte Deut-
sche fühlt sich als Verlierer der
Globalisierung. Wenn Sozialleis-
tungen und Steuervorteile ge-
kürzt würden, sinke „die Bereit-
schaft zuzuschauen, wie andere
sich auf Staatskosten bereichern,
etwa indem sie keine Steuern
zahlen“, so Frey.Viele hätten das
Gefühl, dass die Ehrlichen die
Dummen seien; Steuerhinterzie-
her anzuzeigen diene dann als
Instrument zur „Wiederherstel-
lung von Gerechtigkeit“.

Im Visier der Beamten. Eine unschöne
Begleiterscheinung dieses Trends: Mit
dem Anzeigenvolumen ist auch die Zahl
der haltlosen Vorwürfe gestiegen. Zwar
müssen die Beamten nicht jeden hanebü-
chenen Hinweis bearbeiten. Doch Exper-
ten kritisieren, dass Finanzbeamte häufig
trotz mangelhafter Informationen aktivwer-
den. „Sie leiten zunehmend schon bei va-
genVerdächtigungen ein Ermittlungsver- »

„Liebes Finanzamt“
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Hesse. Eine Begründung, die früher „we-
sentlich seltener“ aufgetaucht sei.
„Wir möchten Ihnen mitteilen, dass wir

nicht mehr wegsehen können“, schreibt et-
wa einer und meint einen trotz Insolvenz
schwarz arbeitenden Unternehmer. „Wo
bleibt die Gerechtigkeit?“ Ehrliche Bürger
müssten „auf jeden Cent ihre Steuern zah-
len“; er hoffe, dass „solchen Sozialschma-
rotzern das Handwerk gelegt“ werde. Dras-
tischer drückt es dieser Tippgeber aus: Er

10Anzeigen
pro Tag

sind in einem deutschen
Finanzamt keine Selten-
heit mehr. Immer öfter
schwärzen Bürger ihre

Vorgesetzten, Verwandten
oder Bekannten bei der
Steuerfahndung an.
Und es sind nicht nur
Rachegelüste, die sie

antreiben

F
O

TO
:

M
A

U
R

IT
IU

S



gebiet, dass er mit seiner Anzeige das ille-
gale Steuersparmodell eines Konkurrenten
und damit „dessen andauernde Wett-
bewerbsverzerrung“ stoppen wolle. Denn
auf dem „immer schwerer werdenden
Markt für Mittelständler in Deutschland“
hätten solche Verzerrungen oft „Existenz-
vernichtungen und den Verlust von Ar-
beitsplätzen“ zur Folge.Wohl wahr.
Ein Sonderfall beim unternehmeri-

schen Protest sind die professionellen
Ebay-Händler, die seit einiger Zeit beson-
ders eifrig Tipps geben. Sie haben Konkur-
renten imVisier, die unterdemDeckmantel
des Privatverkäufers steuerfreie Online-Ge-

13Millionen
Deutsche

putzen, bauen,
renovieren am
Fiskus vorbei
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fahren ein“, sagt Jens
Wolff, Steueranwalt in der
Kanzlei Holthausen & Part-
ner in Köln. „Das Klima ist in
den vergangenen Jahren
deutlich rauer geworden.“
Bei Unternehmern oder

Geschäftsführern könne es
dann bisweilen Jahre dau-
ern, bis das Verfahren abge-
schlossen und ihre Unschuld
bewiesen sei. „Der Ruf ist
womöglich trotzdem rui-
niert.“Wolff rät deshalb auch
unschuldig Verdächtigten,
Vorsichtsmaßnahmen zu er-
greifen, wenn die Steuer-
fahnder vor der Tür stehen.
Das Wichtigste sei zunächst,
keine Angaben zu machen,
bevor nicht abschließend ge-
klärt und geprüft ist, weshalb die Beamten
ermitteln. Zudem sollten Betroffene Ge-
schäftspartner und Banken von sich aus in-
formieren,wenn einVerfahren läuft. „Es ist
möglich, dass die Fahnder auch dort auf-
tauchen und Dokumente einsehen wol-
len“, sagtWolff.
Keinen Sinn macht es dagegen, zu ver-

suchen den Informanten zu entlarven.
Denn das Steuergeheimnis gilt auch für den
Anzeigeerstatter, wenn er nicht sowieso
anonym ist. Betroffene haben nur eine
Chance, an den Namen des Informanten
zu kommen,wenn dieservorsätzlich falsche
Angaben gemacht hat. Und das muss man
erst Mal beweisen können, daran scheitern
Klagen wegen übler Nachrede oft.

Globalisierung als Motor. Doch die
Unternehmer sind keineswegs nur Opfer,
sie machen selbst fleißig mit und wenden
sich immer öfter an die Fahnder. Der
Grund ist wohl der durch die Globalisie-
rung gestiegene Wettbewerbsdruck. So
schreibt ein Mittelständler aus dem Ruhr-

Wachsende Hilfsbereitschaft

Von wem die Informationen der Steuerfahndung
stammen (in Prozent)

Quelle: Finanzamt für Steuerfahndung und
Steuerstrafsachen, Essen
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schäfte machen. „Die Zahl
solcher Anzeigen ist bei uns
besonders stark gestiegen“,
berichtet Clemens Teschen-
dorf von der Senatsverwal-
tung für Finanzen in Berlin.
Ob Hartz-IV-Empfän-

ger, Angestellter oder Unter-
nehmer: „Den Menschen
wird zunehmend klar, dass
es direkte Auswirkungen auf
ihren Geldbeutel hat, wenn
andere Steuern hinterzie-
hen“, meint Hesse. Hartz IV,
Nullrunden bei der Rente,
Kürzung von Sparerfrei-
betrag und Pendlerpauscha-
le – das alles hat den Fahn-
dern regen Zulauf beschert.
Ein interessantes Phänomen,
das sie beobachtet haben:

„Wenn die Presse groß über Sozialbetrug
berichtet, steigt in der Regel die Zahl der
Anzeigen“, berichtet der Essener Sach-
gebietsleiter Pötz. So sei es zum Beispiel im
Jahr 2003 während der Boulevard-Kampa-
gne gegen „Florida-Rolf“ gewesen, der sein
süßes Leben in Miami mit deutscher Sozi-
alhilfe finanzierte.
Noch höher sei das Anzeigenaufkom-

men nur in einer Phase – nach den Weih-
nachtsfeiertagen. „Da gibt’s häufig Famili-
enstreit, der danach mit allen Mitteln aus-
gefochten wird“, so Pötz. Familienfehden
sorgen unabhängig von der Globalisierung
für einen stabilen Sockel bei den Anzeigen,
Finanzbeamtewissen von skurrilen und tra-
gischen Fällen zu berichten.
Da wäre die Frau eines rheinischen

Schrotthändlers, die nach einem Seiten-
sprung ihres Gatten begann, dessen Ge-
schäftsunterlagen zu kopieren – und sich
ein Jahr später bitter rächte, indem sie den
Behörden Belege über massiv aufgeblähte
Betriebsausgaben zuschickte. Reine Rache-
feldzüge sind aber eher die Ausnahme,
meist geht es Expartnern auch oder vor al-
lem um mehr Geld. „Viele Anzeigen erhal-
ten wir, weil Geschiedene keinen oder
kaum Unterhalt zahlen“, sagt Hesse.
Gerade bei Selbstständigen argwöhnen

Exgatten oft und nicht zu Unrecht, dass die-
se ihr Einkommen mit illegalen Tricks
kleinrechnen – und so nicht nur Unterhalt,
sondern auch Steuern sparen. Manche wis-
sen gar, dass der Ex Schwarzgeld im Aus-
land bunkert. Wie die Frau eines Hoteliers,
die den ScheidungsrichternAuszüge seines
Kontos in der Schweiz präsentierte und da-
durch nicht nur die Steuerfahnder auf den
Plan rief, sondern im Rahmen der Ver-
mögensteilung auch die Hälfte seines ge- »

Kein Kavaliersdelikt

Sollte Steuerhinterziehung strenger verfolgt
werden? (in Prozent)

Quelle: Umfrage vom Institut für Demoskopie Allensbach

2002

Ja Nein Unentschieden

2006

52 33 15 66 26 820
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heimen Schatzes
einstrich.

Verpfiffen wird
überall. Auch in
anderen Ländern
haben Infos an die
Steuerfahnder
Hochkonjunktur.
Großbritannien hat
im Frühjahr 2006
eine landesweite
„Tax-Evasion-Hot-
line“ eingerichtet,
um von der neuen Mitteilsamkeit zu pro-
fitieren. Briten können benutzerfreundlich
werktags von 8 bis 20 Uhr und amWochen-
ende von 8 bis 16 Uhr die 0800-788887 an-
rufen und dort, garantiert anonym, ihrWis-
sen über wen auch immer preisgeben. Ein
spezieller Anschluss für walisisch-sprechen-
de Landsleute und einTexttelefon für Stum-
me komplettieren das mundgerechteAnge-
bot für Informanten.
„Keine Information,wie trivial sie auch

scheinen mag, ist unwichtig“, wirbt die
Finanzbehörde HMRC für die Hotline.
Mit Erfolg: Binnen zwölf Monaten sei die
neue Nummer rund 155000-mal angeru-
fen worden, berichtete die HMRC im Juli.
Zudem gingen beim zugehörigen Internet-
Portal fast 18000 E-Mails ein. Beeindruckt
vom Erfolg der Kollegen hat selbst das
Finanzministerium der als Steuerparadies
bekannten Kanalinsel Guernsey in diesem
Jahr eine Hotline eingerichtet: die 747 900,
im Telefonbuch unter dem Stichwort
„Income Tax“ zu finden. E-Mails können
Tippgeber an hotline@tax.gov.gg senden,

schon bald soll ein
Online-Portal nach
britischem Vorbild
das Angebot für
Mitteilungsbedürf-
tige abrunden.
Vorreiter im

Geschäft mit sol-
chen Offerten wa-
ren die USA. Dort
können Informan-
ten ihr Wissen be-
reits seit Jahrzehn-
ten ganz bequem

perHotlineweitergeben. Undwenn sie den
Fahndern helfen, schwere Fälle von Steuer-
hinterziehung aufzudecken, winkt ihnen
gar ein Anteil an den eingetriebenen Abga-
ben als Informantenhonorar (siehe Kasten
Seite 154).

Deutschland hintendran. So einfach
macht es der heimische Fiskus den Petzen
bislang nicht. Steuerfahndung ist Sache der
Bundesländer, es gibt hierzulande weder ei-
ne bundesweite Hotline noch ein Online-
Portal. Einzelne Finanzämter haben aller-
dings spezielle Anschlüsse für Informanten
eingerichtet, so verweist die Homepage des
Finanzamts für Fahndung und Strafsachen
in Berlin auf den unter 030 9024 32 649/50
erreichbaren „Bereitschaftsdienst“, der
„u. a. Anzeigen“ entgegennimmt.
„Das Angebot wird rege genutzt“, be-

richtet Teschendorf von der Senatsverwal-
tung für Finanzen. „ProTag erhalten wir bis
zu zehn Hinweise.“ Die meisten Finanz-
ämter geben dagegen keine spezielle Num-
mer an, Tippgeber müssen die Zentrale »

30
Prozent

der Bundesbürger
fühlen sich als
Verlierer der
Globalisierung
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Identifikationsnummer. Von 2008 an
trägt jeder Deutsche elf Ziffern mit durchs
Leben. Bereits seit Juli sammelt das Bun-
deszentralamt für Steuern die dafür nötigen
Daten von den Einwohnermeldeämtern.
Künftig sollen sich Finanzbeamte so mit
wenigen Klicks die komplette Steuervergan-
genheit eines Prüflings auf den Bildschirm
holen können, Ungereimtheiten fallen dann
schneller auf.

Abfrage trotz Abgeltung. Kapitaleinkünf-
te können zwar ab 2009 nicht mehr hinter-
zogen werden, weil die Banken dann die
neue Abgeltungsteuer automatisch an den
Fiskus abführen. Trotzdem dürfen Finanz-
beamte in den meisten Fällen weiter bei
den Banken nachhaken, wer welche Konten
und Depots führt. Schließlich diene die Kon-
tenabfrage ja nicht nur dazu, verheimlichte
Zinsen nachzuweisen – sondern vor allem,
gebunkertes Schwarzgeld aufzuspüren,
heißt es zur Begründung. Zudem hat das
Bundesverfassungsgericht die Abfrage im
Juli für verfassungsgemäß erklärt.

Private Prüfung. Der Bundesfinanzhof hat
jüngst klargestellt, dass nicht nur Unterneh-
men, sondern auch Privatleute mit hohen
Einkünften eine Betriebsprüfung über sich
ergehen lassen müssen (siehe Wirtschafts-
Woche 34/2007). In dem Fall war ein hoch-
dotierter Manager ins Amt zitiert worden.

Zoff beim Zoll. Seit Mitte Juni gelten we-
gen einer neuen EU-Verordnung strengere
Regeln für Bargeldtransfers. Reisen Steuer-
zahler mit mehr als 10 000 Euro in bar in
ein Drittland wie die Schweiz, müssen sie
die Zöllner informieren und ein zweiseitiges
Formular mit genauen Angaben zur Her-
kunft des Geldes ausfüllen. Vorher lag die
Grenze bei 15 000 Euro, höhere Summen
mussten nur auf Anfrage gemeldet werden.

Schwarzgeld in der Schweiz. Vom
nächsten Jahr an erhoffen sich Steuerfahn-
der mehr Informationen aus der Schweiz.
Bisher gewähren eidgenössische Beamte
Auskünfte an ausländische Ermittler nur bei
schweren Vorwürfen. Künftig soll aber
schon die Hinterziehung von Mehrwertsteu-
er als Steuerbetrug gelten. Das ist ein offe-
nes Scheunentor für deutsche Fahnder, weil
in vielen Fällen neben Einkommensteuer
und Sozialabgaben auch gleich Mehrwert-
steuer hinterzogen wird.

Jäger und Sammler

Finanzbeamte kommen an
immer mehr Daten von
Ihnen – auch ohne Petzer.
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die Steuerbehörden dank ihrer Hinweise
eintreiben konnten. Es lag komplett im
Ermessen des IRS, eine Belohnung aus-
zuzahlen, die maximal 15 Prozent des
eingetriebenen Betrags ausmachen durf-
te. Früher.

Der Anreiz für die sogenannten Whistle-
blower, einen Steuersünder anzuschwär-
zen, ist gestiegen, seit im Dezember mit
dem Tax Relief Act 2006 die Belohnungen
deutlich erhöht wurden. Ein Informant
bekommt jetzt mindestens 15 Prozent
der eingetriebenen Summe, in besonde-
ren Fällen sogar 30 Prozent. Viel wichti-
ger: Das ist keine Ermessenssache mehr,
sondern die Belohnung muss gezahlt
werden, wenn der Tippgeber entschei-
denden Anteil an der Aufdeckung des
Steuervergehens hat.
Die US-amerikanischen Rechtsanwälte ju-
beln: Da es in Einzelfällen um sehr große
Beträge gehen kann, haben sich einige
darauf spezialisiert, den Behörden die In-

formationen über Betrugsfälle zu über-
mitteln und dann dem Whistleblower zu
seiner Belohnung zu verhelfen – gegen
ein ordentliches Stück vom Kuchen, ver-
steht sich.

Kleine Steuersünder müssen allerdings
kaum befürchten, dass jemand sie we-
gen einer Belohnung verrät. Denn die In-
formantenhonorare greifen nur bei Steu-
erbetrug im großen Stil: Das Einkommen
des Verdächtigten muss mehr als 200 000
Dollar pro Jahr betragen, und die fällige
Nachzahlung inklusive Zinsen und Strafen
muss größer als zwei Millionen Dollar
sein. Offensichtlich will der IRS auf diese
Weise eine Flut von Meldungen vermei-
den, die alles lahm legen könnte. Seit Fe-
bruar gibt es innerhalb der Behörde ein
„Whistleblower Office“, das sich zurzeit
damit beschäftigt, die neuen Abläufe zu
organisieren.
An einem dürfte sich jedoch kaum etwas
ändern: Meistens dauert es mehr als drei
Jahre, bis der Informant seinen Lohn fürs
Verpfeifen bekommt.

andreas.henry@wiwo.de | New York

Wer in Amerika die 800 829 0433 wählt,
braucht keine Telefongebühren zahlen,
um anonym oder mit wahrem Namen die
unversteuerten Nebeneinkünfte des
Nachbarn, den illegalen Buchhaltungs-
trick des Arbeitgebers oder das geheime
Konto des Ex-Ehemanns auf den Cayman
Islands zu melden. Und das schon seit
Jahrzehnten. Der Unterschied zu den
Hotlines anderer angelsächsischer Län-
der: Die Tippgeber können eine Beloh-
nung kassieren.
Lange scheint die Quelle trotzdem nicht
besonders ergiebig gewesen zu sein.
Zwar führt die US-Steuerbehörde Internal
Revenue Service (IRS), zumindest offiziell,
keine Statistik über die Zahl der Anrufe
und verfolgt auch nicht, was aus ihnen
wird. Doch als der Generalinspekteur –
eine Art Kontrolleur von Regierungs-
behörden – die Hotline 2003 unter die Lu-
pe nahm, trudelten binnen einer Woche
1312 Hinweise ein. Davon gingen nur 225
an die Fahnder vor Ort, und ganze 140

Tipps erfüllten das Kriterium für eine nä-
here Untersuchung: mindestens 50 000
Dollar unversteuerte Einkünfte.
Die Hotline sei somit „keine effektive
Quelle“ für die Verfolgung von Steuerver-
gehen, hieß es im Bericht des General-
inspekteurs. Er monierte, dass Fahnder
den Hinweisen von Hotline-Anrufern of-
fenbar eher widerwillig nachgehen und
dadurch erhebliches Potenzial verschen-
ken. „Die Hinweise, die über die Hotline
kommen, legen signifikante Betrugsan-
schuldigungen offen, deshalb sollte ihr ei-
ne vergleichbare Berücksichtigung zuteil
werden wie anderen Quellen“, lautete sei-
ne Schlussfolgerung.

Ein großes Hindernis scheint die Ano-
nymität der Tippgeber zu sein. Außerdem
knauserte die Steuerbehörde in der Ver-
gangenheit mit den Belohnungen. Rund
256 000 Nutzer der Hotline erhoben zwi-
schen 1967 und 2005 einen Honorar-
anspruch, nur knapp acht Prozent davon
mit Erfolg. Sie erhielten im Schnitt ledig-
lich etwa drei Prozent des Betrages, den

Die US-Steuerbehörde lockt Tippgeber mit einer zentralen
Hotline und saftigen Informantenhonoraren.
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anrufen und sich dort zur zuständigen Ab-
teilung durchfragen. Das Problem: Man-
cher Informant weiß gar nicht, wer im Be-
hördendschungel für sein Anliegen zustän-
dig ist. „Einige rufen erst mal bei der Polizei
an und werden dann an uns verwiesen“, er-
zählt Maurer von der Oberfinanzdirektion
Karlsruhe. Und was in schriftlicher Form
auf denTischen der Fahnder landet, ist häu-
fig an die Staatsanwaltschaft oder den Fi-
nanzminister adressiert und hat schon eine
amtliche Ehrenrunde gedreht.
Der Fiskus hat das Problem erkannt

und will die neue Mitteilungsbereitschaft
seiner Bürger besser nutzen. So wird erwo-
gen, ein Internet-Portal einzurichten. Vor-
bild ist das „Business Keeper Monitoring
System“ des niedersächsischen Landeskri-
minalamts (LKA). Dorthin gelangen Mit-
teilungsbedürftige über die Homepage
www.lka.niedersachsen.de, wo sie diesen
Link finden: „Wirtschaftskriminalität und
Korruption – Anonyme Hinweise hier
möglich.“ Die Bilanz des Portals ist jedoch
durchwachsen: Seit Oktober 2003 gingen
1300 Anzeigen ein, aber nur in 329 Fällen
waren sie fundiert genug, um eine offizielle
Ermittlung einzuleiten.
Viele Finanzbeamte wollen aber gar

keine erweiterten Angebote für Informan-
ten. So erwartet das Bayerische Landesamt
fürSteuern nicht, dass eineHotline oder ein
Portal „ein weiteres signifikantes Ansteigen
von qualitativ hochwertigen Anzeigen“ zur
Folge hätte.
Der Essener Amtsleiter Hesse fürchtet

ebenfalls, dass die Qualität der Anzeigen
sinkt, je einfacher es Informanten gemacht
wird. „Uns fehlt schlicht das Personal, um
noch mehr Anzeigen zu bearbeiten als
jetzt“, sagt er. „Wer uns erreichen will, er-
reicht uns auch.“ ■

daniel.schoenwitz@wiwo.de

155000
Anrufe

gingen binnen
eines Jahres bei

der neuen
britischen

„Tax-Evasion-
Hotline“ ein

Judaslohn
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